
Die vergangenen Jahre haben die Men-
schen vor eine Reihe von Herausforde-
rungen gestellt. In einer Situation ge-
wachsener Unsicherheit – unter anderem 
verursacht durch die Coronapandemie, 
den Krieg in der Ukraine und die daraus 
resultierenden Fragen der Energieversor-
gung und Preissteigerungen oder die 
Verschärfung des Nahostkonflikts nach 
dem Angriff der Hamas auf Israel – wer-
den politische Integration und politischer 
Zusammenhalt noch wichtiger. Doch 
auch in normalen Zeiten ist die Frage der 
politischen Integration und der sozialen 
Teilhabe in einer sich immer stärker sozi-
al und kulturell differenzierenden Gesell-
schaf t wie der der Bundesrepublik 
Deutschland für den Zusammenhalt und 
Erhalt der Demokratie zentral. Demokra-
tie bedeutet die Möglichkeit der gleichen 
Teilhabe an den politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozessen. 
Durch gleiche Wahlen bestimmen die 
Bürgerinnen und Bürger ihre politischen 
Repräsentantinnen und Repräsentanten, 
durch politische Beteiligung können sie 
Einf luss auf die Politik nehmen. Unter 
politischer Integration versteht man den 
Prozess, in dessen Verlauf sich die Bürge-
rinnen und Bürger durch ihre eigene po-
litische Beteiligung in die politische Wil-
lensbildung einbringen und dadurch so-
wohl die demokratischen »Spielregeln« 

anerkennen als auch Loyalitätsbeziehun-
gen gegenüber den politischen Institutio-
nen und Akteuren entwickeln. Demokra-
tie braucht Beteiligung, und Beteiligung 
ohne zivilgesellschaftliche Akteure ist 
kaum denkbar. Wie viel Beteiligung nö-
tig ist, bleibt eine offene Frage. Die Unter-
schiede bei politischer Beteiligung und 
der Stärke der Zivilgesellschaft zwischen 
den demokratischen Gesellschaften zei-
gen, dass es keine eindeutige empirische 
Messlatte dafür gibt. Wenn eine Gesell-
schaft hinter ein bereits erreichtes Aus-
maß an politischer Integration und Parti-
zipation zurückfällt, kann dies jedoch als 
ein Warnsignal für die Demokratie ge-
deutet werden. Ebenso können große so-
ziale und regionale Unterschiede in der 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
an der Politik darauf verweisen, dass eine 
gleichmäßige Integration in die Politik 
nicht gelingt. Treten soziale Disparitäten 
in der Beteiligung auf, ist ein Grundprin-
zip der Demokratie, das der politischen 
Gleichheit, verletzt. 

Die Debatten über die »Mitglieder
krise« von Großorganisationen wie Par-
teien und Gewerkschaften, über Politik- 
und Parteienverdrossenheit sowie über 
sozial bedingte politische Ungleichheit 
legen es nahe, danach zu fragen, ob sich 
die Bürgerinnen und Bürger der Bundes-
republik heute weniger politisch beteiligen 
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als früher und ob sich Unterschiede zwi-
schen sozialen, demografischen oder regi-
onalen Gruppen ergeben. Sozial induzier-
te Ungleichheit in der politischen Teil-
habe ist in den vergangenen Jahren 
zunehmend in der Diskussion. In demo-
grafischer Hinsicht ist insbesondere der 
Blick auf jüngere Altersgruppen und ihr 
»Hineinwachsen« in die Demokratie von 
Interesse. Zudem stellt sich selbst fast drei 
Jahrzehnte nach der deutschen Vereini-
gung die Frage, ob die Bürgerinnen und 
Bürger in den neuen Bundesländern in 
vergleichbarer Weise politisch integriert 
sind und einen ähnlich starken Zugang 
zum politischen Willensbildungsprozess 
finden wie jene im früheren Bundesgebiet.

10.1.1 Politisches Interesse und  
politische Partizipation
Das Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
an Politik ist ein wichtiger Gradmesser 
dafür, inwieweit sie das politische Gesche-
hen registrieren und an ihm teilnehmen, 

das heißt, ob Politik für die Bürgerinnen 
und Bürger wichtig genug ist, um sich da- 
rüber zu informieren und sich gegebenen-
falls dafür zu engagieren. Das politische 
Interesse wird durch die Frage »Wie stark 
interessieren Sie sich für Politik: sehr stark, 
stark, mittel, wenig oder überhaupt nicht?« 
bereits seit 1969 in repräsentativen Bevöl-
kerungsumfragen erfasst.

In den vergangenen Jahrzehnten hat 
sich der Anteil derjenigen, die sich stark 
oder sogar sehr stark für Politik interes-
sieren, beständig und sehr dynamisch 
verändert. Zum Zeitpunkt der deutschen 
Vereinigung 1990 war er im früheren 
Bundesgebiet am höchsten und sank 
dann wieder ab. Allerdings lag das Ni-
veau weiterhin höher als Anfang der 
1980er-Jahre. Das politische Interesse 
stieg in den vergangenen Jahren insge-
samt wieder deutlich, sodass es 2014 den 
Stand von 1990 erstmals wieder übertraf 
und sich bis 2021 weiterhin ein leichter 
Anstieg verzeichnen lässt. Das politische 

Interesse war im früheren Bundesgebiet 
2021 etwa 5 Prozentpunkte höher als zu 
seinem letzten Höhepunkt 1990. Der 
langfristige Vergleich zeigt, dass heute 
mehr Bürgerinnen und Bürger am politi-
schen Geschehen interessiert sind als 
noch Ende der 1960er-Jahre. So waren 
1969 lediglich 18 % stark oder sogar sehr 
stark an Politik interessiert, 2021 waren 
es in Westdeutschland 42 %. In Ost-
deutschland waren die Bürgerinnen und 
Bürger bis etwa 2010 etwas weniger poli-
tisch interessiert als in Westdeutschland. 
Seit dem Jahr 2010 wurde dieser Unter-
schied sehr klein. u Abb 1

Die deutlichen Unterschiede beim In-
teresse an der Politik zwischen jüngeren 
und älteren Bürgerinnen und Bürgern, 
die sich nach der Vereinigung 1990 etab-
lierten, sind in Ostdeutschland aber 
noch sichtbar. Unter den 18- bis 29-jäh-
rigen Ostdeutschen lag das politische In-
teresse 6 Prozentpunkte unter dem des 
Durchschnitts der ostdeutschen Bürge-
rinnen und Bürger. Vor 1990 interessier-
ten sich Jüngere im damaligen Bundes-
gebiet nur geringfügig weniger für Poli-
tik. Im Durchschnitt der Jahre 1990 bis 
2021 lag der Anteil der 18- bis 29-Jähri-
gen, die sich für Politik interessierten, 
im früheren Bundesgebiet 10 Prozent-
punkte und in den neuen Bundesländern 
8 Prozentpunkte unter dem jeweiligen 
Bevölkerungsdurchschnitt. In West-
deutschland ist dieser Unterschied 2021 
verschwunden.

Noch größer als die Differenz zwi-
schen jüngerer Bevölkerung und Bevöl-
kerungsdurchschnitt ist jene zwischen 
Personen mit Abitur und dem Bevölke-
rungsdurchschnitt. Unter den Bürgerin-
nen und Bürgern mit Abitur betrug der 
Anteil derjenigen, die sich stark oder 
sehr stark für Politik interessierten, 2021 
im früheren Bundesgebiet 56 % und in 
den neuen Bundesländern 54 %. Damit 
lagen Personen mit Abitur im Westen 
etwa 14 und im Osten etwa 16 Prozent-
punkte über dem Bevölkerungsdurch-
schnitt. Das politische Interesse ist also 
deutlich durch Alters- und Bildungsun-
terschiede geprägt, wohingegen regionale Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei Haushaltsstichproben transformationsgewichtet.  

Datenbasis: ALLBUS 1980–2021

 X Abb 1  Politisches Interesse in der Bundesrepublik — in Prozent
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Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland kaum festzustellen sind. Zu-
gleich schwankten die Unterschiede im 
politischen Interesse zwischen der Ge-
samtbevölkerung und Bürgerinnen und 
Bürgern mit Abitur im Zeitverlauf. Die 
Differenz lag im Schnitt bei etwa 20 Pro-
zentpunkten. Ein Trend lässt sich dabei 
aber nicht feststellen. Eine Zu- oder Ab-
nahme bildungsbedingter Unterschiede 
im politischen Interesse ist seit der ers-
ten Allgemeinen Bevölkerungsumfrage 
in den Sozialwissenschaften (ALLBUS) 
1980 also nicht festzustellen. Auch die 
Coronapandemie hat am Ausmaß politi-
schen Interesses nichts geändert. 

Politisches Interesse ist sicherlich 
förderlich für politische Beteiligung. Das 
Repertoire der Beteiligungsformen hat 
sich über klassische institutionalisierte 
Formen wie Wahlen hinaus in den ver-
gangenen Jahrzehnten stark ausgeweitet. 
Neben institutionalisierten Formen der 
Beteiligung wie der Mitarbeit in Parteien, 
Bürgerinitiativen, Vereinen und Organi-
sationen nutzen Bürgerinnen und Bürger 
vermehrt Formen nicht institutionali-
sierter politischer Beteiligung wie die 
Kontaktaufnahme zu Politikerinnen und 
Politikern, Unterschriftensammlungen 
und Demonstrationen, um ihren Interes-
sen Ausdruck zu verleihen (siehe dazu 
auch Kapitel 10.4, Seite 367). Diese Arten 
politischer Aktivität haben in Deutsch-
land seit Ende der 1950er-Jahre kontinu-
ierlich zugenommen. In diesem Zusam-
menhang wurde von einer »partizipato-
rischen Revolution« gesprochen, mit der 
sich nicht nur in Deutschland, sondern 
in allen modernen Demokratien nicht 
institutionalisierte Formen der politi-
schen Beteiligung etablierten. 

Die Anteile derjenigen, die angaben, in 
den zurückliegenden zwölf Monaten an 
den beiden häufigsten Formen nicht insti-
tutionalisierter Beteiligung, Unterschrif-
tensammlungen und Demonstrationen, 
mitgewirkt zu haben, waren in den 
1990er-Jahren recht stabil. Seit der Jahr-
tausendwende zeigt sich in Ost- wie in 
Westdeutschland eine mehr oder minder 
als Trend verlaufende Zunahme von Kon-

takten zu Politikerinnen und Politikern, 
sowie, noch deutlicher, der Mitarbeit in ei-
ner Organisation oder einem Verein. In 
Westdeutschland verzeichnet auch die Be-
teiligung an Unterschriftensammlungen 
einen klaren Trend nach oben. Die Pande-
miejahre ab 2020 haben diesen Trend al-
lerdings gebrochen. Die Eingrenzung der 
Bewegungsfreiheit und Einschränkung 
von Kontakten ließen weniger Möglich-
keiten für kollektive Aktionen. In allen 
Beteiligungsformen mit Ausnahme von 
Demonstrationsteilnahmen und der Par-
teiarbeit hat es deutliche Einbrüche in den 
Beteiligungsanteilen gegeben. u Abb 2

Bei Politikerkontakten gab es deutli-
che Einbrüche, die in beiden Landestei-
len gleich stark waren. 2018 gaben 19 % 
in Ost- und 20 % in Westdeutschland an, 
Kontakt zu Politikerinnen und Politi-
kern gehabt zu haben, 2020 dann 12 be-
ziehungsweise 13 %. Relative Konstanz 
gab es bei den Demonstrationsteilnah-
men (2020: 7 % im Osten, 8 % im Westen) 
und der Parteiarbeit (2020: 6 % im Osten, 

7 % im Westen). Etwas größer sind die 
Unterschiede bei Unterschriftensamm-
lungen (Westdeutschland: 23 %, Ost-
deutschland: 20 %) – jeweils ein Rück-
gang von etwa 16 Prozentpunkten gegen-
über 2018 – und bei der Arbeit in 
Vereinen und Organisationen (West-
deutschland: 24 %, Ostdeutschland: 
16 %), ebenfalls in beiden Teilen Deutsch-
lands mit deutlichen Rückgängen. 

Werden die Werte zwischen Ost und 
West, zwischen Menschen mit und ohne 
Hochschulabschluss sowie zwischen Jün-
geren und Älteren für das Jahr 2020 ver-
glichen, sind die regionalen Unterschiede 
am geringsten und nahezu vernachlässig-
bar. Die politische Integration und Teil-
habe sind in den neuen Bundesländern 
und im früheren Bundesgebiet fast gleich 
hoch ausgeprägt. Dasselbe lässt sich aller-
dings nicht für die Unterschiede zwi-
schen Bildungsgruppen sagen. Hier zeigt 
sich bei allen Formen der Beteiligung 
eine sehr viel stärkere Beteiligung von 
Menschen mit Hochschulabschluss. 2020 

beziehungsweise 13 Prozent der Menschen 
in Ost- und Westdeutschland hatten 2020 
Kontakt  zu Politikerinnen und Politikern; 
2018 waren es 19 und 20 Prozent.

12
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organisatorische Beteiligungnicht institutionalisierte Beteiligung

lag die Beteiligungsquote der Bürgerin-
nen und Bürger mit einem Hochschulab-
schluss bei Unterschriftensammlungen 
17 Prozentpunkte, bei der Arbeit in Ver-
einen und Organisationen 10 Prozent-
punkte, bei Kontakten zu Politikerinnen 
und Politikern 9 Prozentpunkte und bei 
Parteiarbeit sowie Demonstrationen etwa 
8 Prozentpunkte höher als bei denjenigen 
ohne Hochschulabschluss. u Abb 3

Der Vergleich zwischen jüngeren Bür-
gerinnen und Bürgern im Alter von 18 
bis 29 Jahren und Älteren ab 30 Jahren 
zeigt, dass es über die verschiedenen For-
men der Beteiligung hinweg keinen allge-

meinen Unterschied zwischen den beiden 
Gruppen gibt. Es sind nicht immer die 
Jüngeren, die sich stärker beteiligen, viel-
mehr kommt es auf die Art der Beteili-
gung an. Demonstrationen als Mittel der 
Beteiligung wurden 2020 von 16 % der 
Jüngeren genutzt, aber nur von 6 % der 
Älteren, und auch bei der Unterschriften-
sammlung war die Beteiligung der Jünge-
ren deutlich höher. Bei anderen Beteili-
gungsformen gab es nur geringe Unter-
schiede zwischen Jüngeren und Älteren. 
Personen im Alter von 30 Jahren und äl-
ter haben etwas häufiger Politikerinnen 
und Politiker kontaktiert. 

Was die Ausgeglichenheit der politi-
schen Integration und politischen Teilha-
be angeht, ergibt sich damit insgesamt 
ein gemischtes Bild. Die großen Unter-
schiede zwischen Ost und West sind ver-
schwunden, auch die Unterschiede zwi-
schen Jüngeren und Älteren verweisen 
nicht auf Defizite politischer Integration. 
Anders zu beurteilen ist das Gefälle in 
der Beteiligung von Menschen mit und 
ohne Hochschulbildung. Hier zeigen sich 
über alle Beteiligungsformen hinweg sys-
tematische Unterschiede, die als sozial 
induzierte politische Ungleichheit zu be-
werten sind. 

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.  
Datenbasis: European Social Survey 1–10 (2002–2020)

 X Abb 2  Nicht institutionalisierte und organisatorische Formen der Beteiligung — in Prozent
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10.1.2 Bindung an Interessen
gruppen und politische Parteien 
Die Mitgliedschaft in Interessengruppen 
und politischen Parteien ist ein weiterer 
Indikator für die Integration der Bürge-
rinnen und Bürger in den politischen 
Prozess. Diese Organisationen sind häu-
fig durch gesellschaftliche Selbstorgani-
sation entstanden und dienen dem 
Zweck der Vertretung gemeinsamer poli-
tischer, wirtschaftlicher, sozialer oder 
kultureller Interessen. Interessengrup-
pen setzen sich auf verschiedene Weise 
für die Anliegen ihrer Mitglieder ein, 
zum Beispiel durch das Einwirken auf 
Parteien, Parlamente, Regierungen und 
Behörden oder die Öffentlichkeit im All-
gemeinen. Politische Parteien sind un-
mittelbare Akteure des Regierungssys-
tems. Da die Mitgliedschaft freiwillig ist, 
ist der Grad, zu dem die Bürgerinnen 
und Bürger sich in Interessengruppen 
und politischen Parteien organisieren, 
ein zentrales Merkmal der politischen 
Integration. Anders als die Wahlbeteili-
gung oder Formen nicht institutionali-
sierter Beteiligung, die für die Einzelne 
beziehungsweise den Einzelnen singulä-
re Ereignisse bleiben können, zeichnen 
sich Mitgliedschaften in Interessengrup-
pen und politischen Parteien dadurch 
aus, dass sie in der Regel langfristig sind. 
Verliert die Mitgliedschaft in Interessen-
gruppen und politischen Parteien für die 
Einzelne beziehungsweise den Einzelnen 
an Attraktivität, so ist dies zunächst ein 
Warnsignal für die jeweilige Organisati-
on. Nehmen die Mitgliedschaften jedoch 
in großem Umfang über viele Organisa-
tionen hinweg ab, weist dies darüber hi-
naus auch auf generelle Probleme der In-
teressenvermittlung in einem politischen 
Gemeinwesen hin.

Im internationalen Vergleich zeich-
net sich Westdeutschland durch einen 
recht hohen Organisationsgrad aus. In 
Westeuropa sind nur die Bürgerinnen 
und Bürger der Niederlande und der 
skandinavischen Länder stärker organi-
siert. Jüngere Daten für 2010, 2014 und 
2018 sind aufgrund unterschiedlicher Er-
hebungsverfahren nicht mit früheren Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.  

Datenbasis: European Social Survey 10, 2020

 X Abb 3  Nicht institutionalisierte und organisatorische Formen der Beteiligung 
nach Bildung, Region und Alter 2020 — in Prozent
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Daten vergleichbar und erlauben daher 
keine Schlussfolgerungen über die lang-
fristige Mitgliederentwicklung. Es gibt 
aber Hinweise, die vermuten lassen, dass 
der gesellschaftliche Organisationsgrad, 
also der Anteil der Bürgerinnen und 
Bürger mit mindestens einer Mitglied-
schaft in Ostdeutschland zurückgegan-
gen und in Westdeutschland angestiegen 
ist. Für die politische Integration ist die 
Mitgliedschaft in Interessengruppen 
zentral. Hier gibt es ein Auf und Ab zwi-
schen den drei Zeitpunkten, was eher für 
Stabilität – bei einem deutlich niedrige-
ren Niveau in Ostdeutschland – spricht. 
Gleiches trifft für den Bereich der Frei-
zeitorganisationen zu. u Tab 1 

Im Altersvergleich weichen die Jünge-
ren hinsichtlich ihrer Mitgliedschaftsan-
teile in Interessenorganisationen deutlich 
nach unten vom Durchschnitt der Bürge-
rinnen und Bürger ab. Auch nach Bil-
dungsabschluss sind deutliche Differen-
zen beobachten. Hier ergeben sich deut-
lich höhere Anteile für Akademikerinnen 
und Akademiker als für den Bevölke-
rungsdurchschnitt. Auch bezogen auf 
Organisationsmitgliedschaften verteilt 
sich die Teilhabe also ungleich zugunsten 
der Bessergebildeten.

Die langfristige Entwicklung der Mit-
gliedschaften der Bürgerinnen und Bür-
ger in Deutschland lässt sich aufgrund 
veränderter Frageformate in den ALLBUS-

Studien zwar nicht über alle Organisations-
bereiche hinweg beurteilen. Allerdings ist 
eine solche Beurteilung hinsichtlich der 
Gewerkschaftsmitgliedschaften möglich. 
Der massive Rückgang von Gewerk-
schaftsmitgliedern in den neuen Bundes-
ländern in den Jahren 1992 bis 1998 
schwächte sich zwar in den Folgejahren 
deutlich ab, setzte sich aber dennoch bis 
etwa 2008 fort. Seitdem scheint sich der 
gewerkschaftliche Organisationsgrad der 
erwachsenen Bevölkerung mit leichten 
Schwankungen auf gleichem Niveau zu 
halten. Die Anfang der 1990er-Jahre 
noch stark ausgeprägten Unterschiede 
zwischen Ost und West im durchschnitt-
lichen Organisationsgrad sind fast ver-

Deutschland insgesamt Westdeutschland Ostdeutschland

nur Mitglied ¹ aktives Mitglied / 
Ehrenamt ¹ nur Mitglied ¹ aktives Mitglied / 

Ehrenamt ¹ nur Mitglied ¹ aktives Mitglied / 
Ehrenamt ¹

2010 2014 2018 2010 2014 2018 2010 2014 2018 2010 2014 2018 2010 2014 2018 2010 2014 2018

Arbeit und Wirtschaft ²

Gewerkschaften 13 13 12 . . . 13 14 12 . . . 11 9 11 . . .

Politisch oder wertgebunden ²

politische Parteien 4 5 4 . . . 4 5 5 . . . 3 2 2 . . .

Menschenrechtsorganisationen 1 2 2 0 1 1 1 2 2 0 1 1 0 1 1 0 1 0

Naturschutzorganisationen 5 7 6 2 3 3 5 8 6 2 3 3 2 3 3 2 3 2

Bürgerinitiativen 1 1 1 1 2 1 1 1 1 1 2 1 0 0 1 1 1 1

Wohltätigkeitsvereine 6 7 6 5 7 6 6 8 7 5 8 7 3 3 3 3 4 2

Elternorganisationen 1 1 1 3 4 4 1 1 1 3 4 4 1 1 1 2 4 2

Selbsthilfe / Gesundheit 2 2 3 3 3 3 2 2 3 3 3 3 1 2 1 3 3 2

Rentner-, Seniorenvereine 1 1 1 1 2 1 1 1 1 1 2 1 1 1 0 2 2 1

Freizeit

Kultur-, Musikvereine 4 4 5 9 8 10 4 5 6 10 9 11 1 1 1 6 7 6

Sportvereine 8 10 10 24 23 26 9 11 11 25 24 27 4 3 5 18 20 19

sonstige Hobbyvereine 2 2 2 8 9 8 3 3 2 9 9 8 2 1 1 8 8 5

Mindestens einmal Mitglied

alle gelisteten Organisationen³ 59 61 62 . . . 61 64 66 . . . 50 48 47 . . .

 nur Interessengruppen², ³ 34 39 37 . . . 36 42 39 . . . 27 29 25 . . .

- �im Vergleich:  
Jüngere (18 – 29 Jahre) 21 27 30 . . . 21 28 32 . . . 18 17 18 . . .

- �im Vergleich:  
mit Hochschulabschluss 47 50 47 . . . 48 51 50 . . . 43 47 32 . . .

Freizeitorganisationen³  44 44 47 . . . 47 46 50 . . . 33 33 33 . . .

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.  
1	 In »nur Mitglied« sind aktive und ehrenamtliche Mitgliedschaft nicht enthalten. Daten ergeben, wo erfasst, in der Summe den Mitgliedschaftsanteil.  
2	 Als Interessengruppen gelten Organisationen aus den Kategorien »Arbeit und Wirtschaft« sowie »politisch oder wertgebunden«.  
3	 Zahlen für alle Mitgliedschaften: passives, aktives  Mitglied oder Ehrenamt.
.	 Nicht erhoben. 
Datenbasis: kumulierter ALLBUS 1980–2018; nur Jahre mit Mitgliedschaftsdaten

 X Tab 1  Mitgliedschaft in Organisationen — in Prozent
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schwunden. Auch die große Kluft zwi-
schen der jüngeren Bevölkerung der 18- 
bis 29-Jährigen und dem Durchschnitt 
der Bevölkerung, der in Westdeutschland 
besonders deutlich in den Jahren 2000, 
2004 und 2016 und in Ostdeutschland 
besonders in den Jahren 2002 und 2008 
zu beobachten war, hat sich verringert. 
Bei den Gewerkschaftsmitgliedschaften 
zeigen sich zwar keine deutlichen regio-
nalen, sozialen oder demografischen Un-
gleichheiten mehr. Die Integrationskraft 
hat aber dennoch nachgelassen, insbe-
sondere, wenn die ostdeutsche Entwick-
lung betrachtet wird. u Abb 4 

Die Mitgliedschaft in politischen Par-
teien verzeichnet sogar eine noch drama-
tischere Entwicklung. Die starken Mit-
gliederrückgänge bei den Gewerkschaf-
ten seit der Vereinigung fallen im 
Vergleich zu denen der politischen Partei-
en noch moderat aus. Anhand der von 
den Parteien berichteten Mitgliederzah-
len lässt sich nachvollziehen, dass diese 
innerhalb von zweieinhalb Jahrzehnten 
rund eine Million und damit etwa 40 % 
ihrer Mitglieder verloren haben. Wäh-
rend 1990 noch knapp 4 % der Wahlbe-
rechtigten in politischen Parteien organi-
siert waren, waren es 2021 nicht einmal 
mehr 2 %. u Abb 5

Nimmt man alle Interessenorganisa-
tionen einschließlich Gewerkschaften 
und politischer Parteien zusammen, sind 
das drastische Entwicklungen, die die 
Frage aufwerfen, ob und inwieweit pri-
mär auf die politische Interessenvertre-
tung und -vermittlung ausgerichtete Or-
ganisationen zukünftig noch in der Lage 
sein werden, ihren Beitrag zur politi-
schen Willensbildung und politischen In-
tegration zu leisten. 

Dazu gegenläufig entwickelt sich hin-
gegen der Anteil freiwillig engagierter 
Personen (siehe Kapitel 10.3, Seite 358). 
Nach dem Freiwilligensurvey – einer re-
präsentativen Umfrage, die seit 1999 alle 
fünf Jahre durchgeführt und vom Bun-
desministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend gefördert wird – ist 
das freiwillige Engagement in den ver-
gangenen zwei Jahrzehnten signifikant 

Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, bei Haushaltsstichproben transformationsgewichtet.  
Datenbasis: ALLBUS 1980–2021

Datenbasis: Oskar Niedermayer, Mitgliederentwicklung der Parteien, Bundeszentrale für politische Bildung 2022, 
Lizenz CC BY-NC-ND 3.0 DE, https://www.bpb.de/themen/parteien/parteien-in-deutschland/zahlen-und-fak-
ten/138672/mitgliederentwicklung-der-parteien/ (20.2.2024)

 X Abb 4  Gewerkschaftsmitgliedschaft — in Prozent

 X Abb 5  Parteimitgliedschaft 
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gestiegen und die Ost-West-Unterschiede 
sind kleiner geworden. Die größten An-
teile freiwillig engagierter Personen fin-
den sich in den Bereichen Sport und Be-
wegung, Kultur und Musik sowie Sozia-
les. Die Anteile in den Bereichen der 
Politik und Interessenvertretung sind 
demgegenüber sehr gering.

10.1.3 Fazit 
Zusammengefasst verweisen die Ergeb-
nisse einerseits darauf, dass der Grad po-
litischer Integration bezogen auf die tra-
ditionellen, organisatorischen Formen der 
Beteiligung, allen voran Mitgliedschaften 
in Gewerkschaften und politischen Par-
teien, in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten deutlich zurückgegangen ist. Aller-
dings entwickelt sich der Anteil freiwillig 
engagierter Personen vor allem im Frei-
zeitbereich positiv. Dennoch verlieren In-
teressengruppen und Parteien an Mitglie-
derattraktivität. Andererseits haben nicht 
institutionalisierte Formen politischer 
Beteiligung nicht an Bedeutung verloren. 
Politik spielt für die Bürgerinnen und 
Bürger nach wie vor eine große Rolle, ein 
vollständiger Rückzug findet nicht statt. 
Das politische Interesse erreichte 2021 in 
Ost- und Westdeutschland sogar einen 
Höchststand. Dass die Unterschiede zwi-
schen neuen Bundesländern und frühe-
rem Bundesgebiet ebenso wie die zwi-
schen Jüngeren und der Gesamtbevölke-
rung sich vermindern oder sogar ganz zu 
verschwinden scheinen, ist positiv zu ver-
merken. Ein negativer Befund ist aller-
dings, dass Teilhabe und Integration in 
Organisationen und Aktionsformen stark 

sozial geschichtet sind. Darauf verweisen 
die beträchtlichen Unterschiede zwi-
schen Personen ohne und mit Hoch-
schulabschluss. Zusammengenommen 
mit dem Befund, dass traditionelle insti-
tutionalisierte Formen der Politik und 
politischen Beteiligung an Attraktivität 
für die Bürgerinnen und Bürger verlie-
ren und sich das Ausmaß politischer In-
tegration in die institutionalisierte Poli-
tik abgeschwächt hat, bleibt es ein Warn-
signal für Polit ik und Gesel lschaft. 
Durch die Coronapandemie sind viele 
gemeinnützige Einrichtungen, Vereine 
und Interessenorganisationen in eine 
Notlage geraten. Dass die Zivilgesell-
schaft geschwächt aus dieser Krise her-
vorgegangen ist, lässt sich am Rückgang 
des Engagements in den Jahren 2020/21 
ablesen. Allerdings ist das aller Voraus-
sicht nach vorübergehend. Im Freizeitbe-
reich haben sich die Rückgänge in den 
Mitgliederzahlen bereits wieder erholt, 
wie jüngste Zahlen zeigen.

Da Vereine und Organisationen die 
Lernzellen für die politische Beteiligung 
sind, weil dort in unmittelbaren Grup-
penzusammenhängen Interessen formu-
liert und für die Artikulation aufbereitet 
werden, ist der Rückgang von Mitglied-
schaften in den traditionellen Verbänden 
und Organisationen nicht unproblema-
tisch. Ob nicht institutionalisierte For-
men der Beteiligung, vor allem wenn sie 
einen individualistischen Zug haben, das 
Defizit kollektiver Interessenvermittlung 
durch geschwächte Organisationen der 
Zivilgesellschaft werden kompensieren 
können, ist fraglich. 
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